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Antrag auf Änderung des Leitantrages des Bundesvorstandes zum Länderrat der WASG am 09. Oktober 2005 mit dem Titel „So schnell wie möglich – so langsam, sorgfältig und offen wie nötig!“

Antragsteller: Maria Hundert und Manfred Hauser (Landesverband Sachsen)

Antragsbegehren: Änderung der Beschlussvorlage des Bundesvorstandes in verschiedenen Punkten

Die Antragsteller stellen den Antrag an den Länderrat, die Beschlussvorlage des Bundesvorstandes in der den Mitgliedern des Länderrates zugestellten Fassung unter dem Titel "So schnell wie möglich – so langsam, sorgfältig und offen wie nötig!“ folgendermaßen zu ändern:

12. Der auf Seite 3 ausgeführte Punkt „3.“ wird folgendermaßen geändert und lautet:

Die WASG will mit der Linkspartei folgende zeitliche, strukturelle und inhaltliche Konkretisierung vereinbaren:

- Die Landesverbände werden aufgefordert, gemeinsame Veranstaltungen und Beratungen durchzuführen bzw. die bereits erfolgreiche Zusammenarbeit hierbei fortzuführen.

- Auf Bundesebene sowie auf regionaler Ebene wird umgehend eine Serie von Gesellschaftspolitischen Foren durchgeführt. Diese Gesellschaftspolitischen Foren sollten nicht auf die Parteien beschränkt sondern offen sein, d. h. ein Angebot für gemeinsame Diskussionen mit sozialen, zivilgesellschaftlichen Bewegungen, aber auch mit den WählerInnen der Linkspartei, die ja nur zum geringeren Teil Mitglieder von WASG und Linkspartei sind, darstellen.

- Für diese Foren zeichnet ein Trägerkreis verantwortlich der bisher, also vorläufig aus politischen Vereinigungen besteht, die den beiden Parteien WASG  und Linkspartei. PDS nahe stehen. Eine direkte Trägerschaft der Parteien ist nicht sinnvoll. Ausgewertet und begleitet werden sollen die Foren durch die paritätische Steuerungsgruppe aus beiden Parteien, die sich zur Ausweitung einvernehmlich auf Vertreter anderer Strömungen etc. verständigt. Träger und damit Gestalter der Foren sind bislang die Rosa-Luxemburg-Stiftung, Helle Panke, Regionalstiftungen der RLS, Wissenstransfer , Verein Wahlalternative Arbeit & soziale Gerechtigkeit und die Zeitschrift Sozialismus. Weitere Träger zur Verbreiterung des Prozesses werden dazu eingeladen, dem Trägerkreis beizutreten. Die Themenvorschläge sind im Anhang vorläufig und nicht abschließend konkretisiert. Sie sollen auch der Tatsache Rechnung tragen, dass Politik nicht an deutschen Grenzen endet, und die Erörterung strategischer Fragen der politischen Durchsetzung unserer Positionen beinhalten.

- Beide Parteien verabreden, dass neben den zentralen Themenfeldern „Arbeitsmarkt & Tarifautonomie“ und „Gesundheit/GKV“ auch das Themenfeld „Soziale Gerechtigkeit und Ökologie“ zu Schwerpunkten der politischen Aufklärung erklärt werden. Hierzu und für weitere Fortbildungsangebote wird ein Referentenpool gebildet, Material und eine Bildungskonzeption erarbeitet.

- Unabhängig davon, ob die SPD in eine große Koalition einbezogen wird, sollte die Strategiedebatte über die Zukunft der Sozialdemokratie im 21. Jahrhundert erweitert werden.

- die WASG wird bei den Landtagswahlen im Westen ihrerseits mit für KandidatInnen aus den Reihen der Linkspartei und weiteren KandidatInnen offenen Listen antreten. Eine Kandidatur gegeneinander soll damit ausgeschlossen werden. Dieser Prozess muss so gestaltet werden, dass der Charakter der neuen Linken sowohl in der Listennominierung, der Namensgebung und in der Wahlkampfgestaltung widergespiegelt und der Prozess der Parteiwerdung der neuen Linken unterstützt wird. Durch eine Ergänzung des Länderparteinamens durch einen Namenszusatz “Die Linke in ...” könnte dem z. T. Rechnung getragen werden.

- Im 3. Quartal 2006 werden auf drei Regionalkonferenzen – Süd, Ost, Nord – die Ergebnisse der örtlichen Kooperationen, der Foren und die Erfahrungen mit der politischen Kampagne ausgewertet und Vorschläge für den weiteren Rahmen (programmatisch, organisatorisch und zeitlich) des Vereinigungsprozesses formuliert.

- Im 2. Halbjahr 2006 werden beide Parteien bezogen auf die Hauptfelder des neoliberalen Angriffs eine Reihe von Oppositionskonferenzen ausrichten, auf denen der Dialog und die Verständigung mit Gewerkschaften, Sozialverbänden und globalisierungskritischen Vereinigungen vorangetrieben wird.

- Die Parteien benennen umgehend  - wie vereinbart - eine paritätisch besetzte Steuerungsgruppe, die den weiteren Prozess anleitet und evaluiert. Zusätzlich sollen über die benannten Vertreter von WASG und Linkspartei hinaus unabhängige Repräsentanten der gesellschaftlichen Linken u. a. aus der Kultur und Wissenschaft gewonnen werden, die mit Sitz und Stimme ein Drittel der Mitglieder der Steuerungsgruppe stellen. Ferner wird eine paritätische Unterkommission gebildet, deren Aufgabe die Dokumentation und redaktionelle Aufbereitung der Debatten aus den Foren zu Programm und Organisationsfragen ist. Diese Ausarbeitungen sind zu veröffentlichen.

- Aufgabe der Steuerungsgruppe ist es, den Zeitpunkt für die Parteitage der beiden Parteien vorzuschlagen, auf denen die Ergebnisse des Prozesses bewertet und die entsprechenden Beschlüsse über die Einleitung der Urabstimmung in beiden Parteien gefasst werden. Dabei ist der Stand des Prozesses in den einzelnen Landesverbänden zwingend zu berücksichtigen.

- Ein paritätisch besetzter Gründungsausschuss hätte dann die Aufgabe, für einen noch festzusetzenden Gründungsparteitag den Vorschlag für ein Organisationsstatut und ein Programm vorzulegen. Im Organisationsstatut müssen dann längere Übergangsfristen für die paritätische Besetzung von Führungspositionen auf den verschiedenen Ebene festgelegt werden.
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